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Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Reichsversicherungsordnung 

(Gesetzentwurf der Abgeordneten Müller [Remscheid] r 
Dr. Götz, Ruf und der CDU/CSU-Fraktion) 


A. Problem 

Nach geltendem Recht können nur solche Personen Mitglied 
einer Ersatzkasse werden, die zum Zeitpunkt des Beitritts in 
dem Bezirk wohnen und dem Mitgliederkreis angehören, für 
den die Ersatzkasse zugelassen worden ist. Einige Ersatzkassen 
sind zugelassen 

für einen Bezirk, der inzwischen verwaltungstechnisch neu 
gegliedert worden ist oder sich in der Wirtschafts- oder 
Bevölkerungsstruktur verändert hat, 

für Berufsgruppen, die sich durch die wirtschaftliche oder 
technische Entwicklung verändert oder zu neuen Berufsbil- 
dern gewandelt haben, 

für einen Mitgliederkreis, der 1933 im Zusammenhang mit 
der nationalsozialistisch orientierten Neugliederung der An- 
gestelltenverbände eingeengt worden ist. 

Die betroffenen Ersatzkassen durften bislang weder ihren Be- 
zirk noch den Mitgliederkreis den veränderten Verhältnissen 
anpassen. Das wirkte sich außerordentlich nachteilig aus, weil 
mit fortschreitender wirtschaftlicher und technischer Entwick- 
lung der Wirkungskreis der Kassen eingeengt wurde und einen 
ausgewogenen Risikoausgleich verhinderte. Was einzelne Kas- 
sen in letzter Konsequenz zu erwarten haben, lassen zwei 
Entscheidungen des Bundessozialgerichts erkennen. Durch Ur- 
teil vom 28. August 1968 in Sachen Hamburg-Münchener 
Ersatzkasse und durch Urteil vom 23. Juni 1971 in Sachen 
Schwäbisch-Gmünder Ersatzkasse sind die Kassen auf den da- 
maligen Rechtsstatus verwiesen worden. Beiden Kassen droht 
dadurch ein Mitgliederrückgang und eine rapide Überalterung 
des Mitgliederbestandes; ernsthafte wirtschaftliche Schwierig- 
keiten werden die Folge sein. 
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B. Lösung 

Für die Ersatzkassen wird die Möglichkeit geschaffen, Bezirk 
oder Mitgliederkreis von der Begrenzung zu lösen, auf die sie 
durch nationalsozialistische Rechtsvorschriften in den Jahren 
1933 bis 1938 festgelegt worden sind. 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung wird durch 
eine Ergänzung der Zulassungsvorschriften der Reichsversiche- 
rungsordnung ermächtigt, Bezirk oder Mitgliederkreis einer 
Ersatzkasse durch Rechtsverordnung zu ändern. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 


Keine 
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Antrag 

der Abgeordneten Müller (Remscheid), Dr. Götz, Ruf und der 

Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Reichsversicherungsordnung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Die Reichsversicherungsordnung wird wie folgt 
ergänzt: 

Nach § 516 wird folgender § 516 a eingefügt: 

„§ 516 a 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung 
hat auf Antrag durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates zu genehmigen, daß der Be- 
zirk einer Ersatzkasse den veränderten verwaltungs- 
mäßigen und wirtschaftlichen Verhältnissen ange- 
paßt sowie der Mitgliederkreis einer Ersatzkasse 
geändert werden, wenn 


sich die Berufsbilder von Mitgliedern gewandelt 
oder sich verwandte Berufe gebildet haben 

oder 

der Mitgliederkreis einer Ersatzkasse bei der 
Neugliederung der Angestelltenverbände im 
Jahre 1933 aufgrund des Gesetzes über die 
Zulassung von Ersatzkassen oder Krankenver- 
sicherung vom 5. Dezember 1933 geändert wor- 
den ist." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) audi im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 4. Oktober 1971 


Müller (Remscheid) 

Dr. Götz 
Ruf 

Dr. Barzelr Stücklen und Fraktion 
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Begründung 


In den Jahren 1933 bis 1938 ist das Recht der 
Ersatzkassen Gegenstand mannigfacher Änderungen 
gewesen. In organisatorischer Hinsicht waren hier- 
von am stärksten die gewerkschaftsgebundenen Er- 
satzkassen betroffen, die sogenannten Berufskran- 
kenkassen. Im Jahre 1933 sind die gewerkschaft- 
lichen Berufsverbände, für deren Mitglieder die Be- 
rufskrankenkassen ursprünglich errichtet worden 
waren, aufgelöst und die NS-Organisation „Deutsche 
Arbeitsfront" überführt worden. Die Kassen blieben, 
losgelöst von ihren Trägergewerkschaften, als selb- 
ständige Berufskrankenkassen erhalten. Ihnen 
wurde die ursprüngliche Zulassung als Ersatzkasse 
bestätigt, allerdings für einen neuen (und größten- 
teils nach Berufsgruppen willkürlich zusammenge- 
setzten) Personenkreis. 

Durch das Gesetz zum Aufbau der Sozialversiche- 
rung vom v5. Juli 1934 und die dazu ergangenen 
Aufbau-Verordnungen wurden alle Ersatzkassen in 
die gesetzliche Krankenversicherung einbezogen 
und erhielten die Rechtsstellung einer öffentlich- 
rechtlichen Körperschaft. Nach § 4 Abs. 1 der 12. Auf- 
bau-Verordnung (i. d. F. des Artikels der 15. Aufbau- 
Verordnung) durften die Ersatzkassen vom 1. Januar 
1936 an nur noch solche Personen als Mitglieder 
aufnehmen, die nach den Vorschriften der Reichs- 
versicherungsordnung versicherungnspflichtig oder 
versicherungsberechtigt waren und „im Zeitpunkt 
der Aufnahme in dem Bezirk wohnen und dem 
Mitgliederkreis angehören, für den die Ersatzkasse 
als solche zugelassen war". 

Was die Unruhe beenden sollte, die sich aus den 
erzwungenen Personenkreisverschiebungen ergeben 
hatte, und den Ersatzkassen die Basis für eine 
neue Arbeit innerhalb der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung bringen sollte, ist für einige Ersatzkassen 
zu einer Beschneidung ihres Lebensraumes gewor- 
den. Die Jahre des Wiederaufbaus nach dem zweiten 
Weltkrieg und die dann einsetzende Expansion der 
Wirtschaft machten von Jahr zu Jahr deutlicher: 
Die Fixierung auf Bezirk und Mitgliederkreis aus der' 
Zeit der Aufbaugesetzgebung hat für einige Ersatz- 
kassen die natürliche Anpassung an die wirtschaft- 
liche und technische Entwicklung blockiert; die Exi- 
stenzgrundlage dieser Kassen wurde stark einge- 
engt. 

Für die Ersatzkasse, die als Selbstverwaltungskör- 
perschaft im Aufträge des Staates die Sozialversiche- 
rung durchzuführen hat, muß es daher möglich sein. 


ihren Bezirk zu ändern, wenn eine verwaltungs- 
mäßige Neugliederung die Anpassung an neue 
Grenzen erfordert oder sich die Wirtschafts- oder 
Bevölkerungsstruktur verändert hat, 

ihren Mitgliederkreis zu ändern, wenn die da- 
maligen Berufe oder Berufsbezeichnungen mit der 
heutigen Arbeitswelt nicht mehr übereinstimmen 
oder sich durch die wirtschaftliche oder technische 
Entwicklung zu neuen Berufsbildern gewandelt 
oder sich verwandte Berufe gebildet haben, 

ihren Mitgliederkreis auf die Berufsgruppen zu- 
rückzuführen, die dem gewerkschaftlichen Träger- 
verband der Kasse vor der Neugliederung der 
Angestelltenverbände im Jahre 1933 angehört 
haben, wenn nach der Auflösung der gewerk- 
schaftlichen Berufsverbände die Zulassung der 
Kasse als selbständige Berufskrankenkasse auf 
einen kleineren Personenkreis begrenzt worden 
ist 

In dem Entwurf eines Krankenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes (KVNG) von 1962 war der not- 
wendigen Anpassung der Ersatzkassen an die neuen 
Verhältnisse bereits Rechnung getragen worden. 
Der § 254 Abs. 3 KVNG sah eine Regelung vor, 
durch die unter bestimmten Voraussetzungen Bezirk 
oder Mitgliederkreis einer Ersatzkasse geändert 
werden konnten. 

Die notwendige Änderung der Zulassungsbestim- 
mungen kann nicht weiterhin bis zu einer grund- 
legenden Neuordnung der gesetzlichen Krankenver- 
sicherung zurückgestellt werden. Die Rechtsunsicher- 
heit bei den Ersatzkassen, insbesondere über die 
Abgrenzung des Mitgliederkreises nach Berufsgrup- 
pen, hat den Grad des Zumutbaren überschritten. 
Sie hat eine Lawine von Prozessen ausgelöst und 
belastet damit die Sozialgerichtsbarkeit in einem un- 
verantwortlichen Ausmaß. Bei den Sozialgerichten 
der Bundesrepublik sind gegenwärtig allein rund 
1000 Streitsachen anhängig, in denen die Zuge- 
hörigkeit zum Mitgliederkreis einer Ersatzkasse Ge- 
genstand des Verfahrens ist. Eine baldige gesetz- 
liche Regelung ist unumgänglich und für die betrof- 
fenen Ersatzkassen lebenswichtig. Durch die Ein- 
fügung des § 516 a in die Reichsversicherungsord- 
nung wird der Bundesminister für Arbeit und Sozial- 
ordnung ermächtigt, der Änderung von Bezirk oder 
Mitgliederkreis einer Ersatzkasse auf dem Verwal- 
tungswege durch Rechtsverordnung zuzustimmen. 
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